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 10. betont, wie wichtig ein umfassendes Konzept für die Unrechtsaufarbeitung ist, welches das 
gesamte Spektrum gerichtlicher und nichtgerichtlicher Maßnahmen beinhaltet, die darauf abzielen, Re-
chenschaft zu gewährleisten und Aussöhnung zu fördern und gleichzeitig die Rechte der Opfer von Verbre-
chen und Machtmissbrauch zu schützen, unter besonderer Hervorhebung der Arbeit des Büros der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung zur Unterstützung von Reformen der Strafrechts-
pflege und zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene in diesem Zusam-
menhang; 
 11. betont außerdem, dass die staatlichen Institutionen und der Justizsektor geschlechtersensibel 
sein sollen und dass die volle Teilhabe der Frauen gefördert werden muss; 
 12. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, Sachbei-
träge zum Programm der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen (UN-Habitat) zu leisten, im Hin-
blick auf die Bemühungen, die Ausarbeitung der Leitlinien der Vereinten Nationen für sicherere Städte zu 
ergänzen, unter Berücksichtigung der Leitlinien für Zusammenarbeit und technische Hilfe auf dem Gebiet 
der Kriminalprävention in Städten657 und der Leitlinien für die Kriminalprävention658, und die Mitglied-
staaten regelmäßig über die in dieser Hinsicht erzielten Fortschritte zu unterrichten, um Stellungnahmen 
von ihnen zu erhalten; 
 13. bittet die Institute des Verbunds des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege, das Thema Rechtsstaatlichkeit auch weiterhin in ihre Arbeitsprogramme einzu-
beziehen und zu erwägen, die Herausforderungen für die Rechtsstaatlichkeit und die Entwicklung zu erfor-
schen und geeignete Schulungsmaterialien zu erarbeiten; 
 14. bittet die Mitgliedstaaten und sonstige Geber, im Einklang mit den Regeln und Verfahren der 
Vereinten Nationen außerplanmäßige Mittel für die beschriebenen Zwecke bereitzustellen; 
 15. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 68/189 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/457, Ziff. 47)659. 

68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung 
und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte660, den Internationalen Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte661, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte661, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes662,663 und alle anderen in dieser Hinsicht rele-
vanten internationalen Verträge, 

______________ 
657 Resolution 1995/9 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
658 Resolution 2002/13 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
659 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde vom Wirtschafts- und Sozialrat vorgelegt. 
660 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 
661 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 
Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; 
AS 1993 725 (Sozialpakt). 
662 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; 
LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
663 Nach der Begriffsbestimmung in Artikel 1 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes ist ein Kind jeder Mensch, der 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht 
nicht früher eintritt. 
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 sowie unter Hinweis auf die zahlreichen internationalen Standards und Normen auf dem Gebiet der 
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege, insbesondere der Jugendgerichtsbarkeit, darunter die 
Rahmenbestimmungen der Vereinten Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln)664, die Leit-
linien der Vereinten Nationen für die Verhütung der Jugendkriminalität (Riad-Leitlinien)665, die Regeln der 
Vereinten Nationen für den Schutz von Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzogen ist666, die Aktionsleitli-
nien betreffend Kinder im Strafjustizsystem667, die Leitlinien für den Schutz kindlicher Opfer und Zeugen 
von Straftaten in Justizverfahren668, die Grundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung weiblicher 
Gefangener und für nicht freiheitsentziehende Maßnahmen für weibliche Straffällige (Bangkok-Regeln)669, 
die aktualisierten Musterstrategien und praktischen Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung 
und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen670, die Leitlinien für Zusammenarbeit 
und technische Hilfe auf dem Gebiet der Kriminalprävention in Städten671, die Leitlinien für die Kriminal-
prävention672 und die Grundsätze und Leitlinien der Vereinten Nationen für den Zugang zu rechtlicher Un-
terstützung in Strafjustizsystemen673, 

 ferner unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung, des Wirtschafts- 
und Sozialrats und des Menschenrechtsrats sowie der Menschenrechtskommission674, 

 unter Hinweis auf die in der Resolution 67/166 der Generalversammlung vom 20. Dezember 2012 
enthaltene Bitte an die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, zu erwägen, in Kon-
sultation mit allen Mitgliedstaaten und in enger Zusammenarbeit mit allen zuständigen Institutionen der 
Vereinten Nationen, insbesondere der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Gewalt gegen Kinder 
und dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, einen Katalog von Mus-
terstrategien und praktischen Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder zu erarbeiten, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von den wichtigen Arbeiten zum Thema Kinderrechte im Kontext der 
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege, die von Organisationen, Fonds und Programmen der Ver-
einten Nationen, darunter das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, das 
Amt des Hohen Kommissars und das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, und von der Sonderbeauf-
tragten für Gewalt gegen Kinder und den zuständigen Mandatsträgern durchgeführt werden, 

 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Arbeit der Interinstitutionellen Gruppe für Jugendstraf-
rechtspflege und ihrer Mitglieder, insbesondere von ihrer Koordinierungsarbeit bei der Bereitstellung fach-
licher Beratung und Unterstützung auf dem Gebiet der Jugendstrafrechtspflege, sowie von der aktiven 
Mitwirkung der Zivilgesellschaft an ihren jeweiligen Aktivitäten, 

______________ 
664 Resolution 40/33, Anlage. 
665 Resolution 45/112, Anlage. 
666 Resolution 45/113, Anlage. 
667 Resolution 1997/30 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
668 Resolution 2005/20 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
669 Resolution 65/229, Anlage. 
670 Resolution 65/228, Anlage. 
671 Resolution 1995/9 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
672 Resolution 2002/13 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 
673 Resolution 67/187, Anlage. 
674 Zu den R esolutionen jüngeren Datums gehören die Resolutionen der Generalversammlung 62/141 und 62/158 vom 
18. Dezember 2007, 63/241 vom 24. Dezember 2008, 64/146 vom 18. Dezember 2009, 65/197 und 65/213 vom 21. Dezember 
2010, 66/138 bis 66/141 vom 19. Dezember 2011 und 67/152 und 67/166 vom 20. Dezember 2012, die Resolutionen des Wirt-
schafts- und Sozialrats 2007/23 vom 26. Juli 2007 und 2009/26 vom 30. Juli 2009 sowie die Resolutionen des Menschenrechtsrats 
7/29 vom 28. März 2008, 10/2 vom 25. März 2009, 18/12 vom 29. September 2011, 19/37 vom 23. März 2012 und 22/32 vom 
22. März 2013. 
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 eingedenk des vom Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und dem Büro der Vereinten Nationen 
für Drogen- und Verbrechensbekämpfung gemeinsam erstellten Handbuchs für die Messung von Indikato-
ren der Jugendstrafrechtspflege und unter Begrüßung der Fortschritte bei der Bereitstellung von Schulun-
gen in der Nutzung der darin enthaltenen Indikatoren, 

 im Bewusstsein der Notwendigkeit besonderer Wachsamkeit in Bezug auf die spezifische Situation 
von Kindern im Strafjustizsystem, insbesondere während ihnen die Freiheit entzogen ist, und ihrer Anfäl-
ligkeit für verschiedene Formen der Gewalt, des Missbrauchs, der Ungerechtigkeit und der Erniedrigung, 

 1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem gemeinsamen Bericht des Amtes des Hohen Kom-
missars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung und der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für Gewalt gegen Kinder über 
Prävention von und Reaktion auf Gewalt gegen Kinder im System der Jugendgerichtsbarkeit675, der dem 
Menschenrechtsrat auf seiner einundzwanzigsten Tagung vorgelegt wurde; 

 2. erklärt erneut, wie wichtig es ist, dass alle die Verbrechensverhütung und die Strafrechtspflege 
betreffenden Standards und Normen der Vereinten Nationen vollständig und wirksam angewandt werden; 

 3. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, der Frage der Kinderrechte und des Kindes-
wohls in der Rechtspflege im Einklang mit den anwendbaren Standards und Normen der Vereinten Natio-
nen für alle Kinder, die als Opfer, Zeugen oder mutmaßliche Täter mit dem Strafjustizsystem in Berührung 
kommen, insbesondere Kinder, denen die Freiheit entzogen ist, besondere Aufmerksamkeit zu widmen und 
dabei das Alter, das Geschlecht, die sozialen Umstände und die Entwicklungsbedürfnisse dieser Kinder zu 
berücksichtigen; 

 4. fordert die Mitgliedstaaten außerdem nachdrücklich auf, alle notwendigen und wirksamen 
Maßnahmen, darunter gegebenenfalls Gesetzesreformen, zu ergreifen, um alle Formen von Gewalt gegen 
Kinder, die als Opfer oder Zeugen oder weil sie der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder 
überführt werden, mit dem Strafjustizsystem in Berührung kommen, zu verhüten und darauf zu reagieren; 

 5. legt den Mitgliedstaaten nahe, unter anderem die Anwendung von Alternativen zum Freiheits-
entzug wie Diversion und ausgleichsorientierte Justiz zu fördern, den Grundsatz einzuhalten, dass Frei-
heitsentziehung bei Kindern nur als letztes Mittel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet wer-
den darf, und nach Möglichkeit die Anordnung von Untersuchungshaft für Kinder zu vermeiden; 

 6. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, den Mit-
gliedstaaten auf Antrag auch weiterhin Beratende Dienste und technische Hilfe bereitzustellen, um die An-
wendung der Standards und Normen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und 
der Kinderrechte in der Strafrechtspflege zu unterstützen, mit dem Ziel, die Rechte der Kinder, die der Ver-
letzung der Strafgesetze verdächtigt, beschuldigt oder überführt werden, sowie kindlicher Opfer und Zeu-
gen von Straftaten zu fördern und zu schützen; 

 7. bittet die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und den Menschen-
rechtsrat sowie das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, das Amt des 
Hohen Kommissars und das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, ihre Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Kinderrechte in der Strafrechtspflege und der Prävention von und Reaktion auf Gewalt gegen Kinder im 
Strafjustizsystem in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für die Rechte des Kindes eng abzustimmen; 

 8. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, in Zu-
sammenarbeit mit allen zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen, insbesondere dem Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen, dem Amt des Hohen Kommissars und der Sonderbeauftragten für Gewalt 
gegen Kinder, eine Tagung einer offenen zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe einzuberufen, die 
den Entwurf eines Katalogs von Musterstrategien und praktischen Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder erarbeiten soll, zur 
Behandlung durch die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf der Tagung, die auf 

______________ 
675 A/HRC/21/25. 
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die Tagung der offenen zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe folgt, und begrüßt das Angebot der 
Regierung Thailands, diese Tagung 2013 auszurichten; 

 9. bittet die Institute des Verbunds des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege, in ihr jeweiliges Arbeitsprogramm die Frage der Gewalt gegen Kinder aufzu-
nehmen, Schulungsmaterialien zu erarbeiten und Ausbildungs- und andere Kapazitätsaufbaumöglichkeiten 
anzubieten, insbesondere für Praktiker in den Bereichen Kriminalprävention und Strafrechtspflege und Er-
bringer von Unterstützungsleistungen für Opfer von Gewalt gegen Kinder und für kindliche Zeugen im 
Strafjustizsystem, sowie Informationen über erfolgreiche Interventionsmodelle, Präventionsprogramme und 
andere Vorgehensweisen verfügbar zu machen und zu verbreiten; 

 10. bittet die Mitgliedstaaten und sonstige Geber, im Einklang mit den Regeln und Verfahren der 
Vereinten Nationen außerplanmäßige Mittel für die beschriebenen Zwecke bereitzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 
auf ihrer Tagung, die auf die Tagung der offenen zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe folgt, über 
die Ergebnisse der letztgenannten Tagung Bericht zu erstatten und nach Bedarf auch der Generalversamm-
lung Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 68/190 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/457, Ziff. 47)676. 

68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und inspiriert von der 
Entschlossenheit, den Glauben an die Grundrechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen 
Persönlichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von allen Nationen, ob groß oder 
klein, erneut zu bekräftigen, 

 eingedenk dessen, dass die Humanisierung der Strafrechtspflege und der Schutz der Menschenrechte 
den Vereinten Nationen seit langem ein Anliegen sind, 

 erneut erklärend, wie wichtig die Standards und Normen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege und insbesondere die Förderung ihrer Anwendung sind, 

 erneut hervorhebend, dass die Mitgliedstaaten in der Erklärung von Salvador über umfassende Stra-
tegien für globale Herausforderungen: Systeme für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und ihre 
Entwicklung in einer sich verändernden Welt677 anerkannten, dass ein wirksames, faires und humanes 
Strafjustizsystem auf der Verpflichtung beruht, bei der Rechtspflege und bei der Verhütung und Bekämp-
fung von Verbrechen den Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten, sowie den Wert und den Einfluss 
der Standards und Normen der Vereinten Nationen bei der Konzeption und Durchführung der einzelstaatli-
chen Politiken, Rechtsvorschriften, Verfahren und Programme zur Verbrechensverhütung und Strafrechts-
pflege anerkannten, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 65/230 vom 21. Dezember 2010 mit dem Titel „Zwölfter Kon-
gress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege“, in der sie die Kommission 
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege ersuchte, eine offene zwischenstaatliche Sachverständi-
gengruppe einzusetzen, um Informationen über bewährte Verfahren sowie innerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten und geltendes Völkerrecht sowie darüber auszutauschen, wie die bestehenden Mindestgrundsätze der 
Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen so überarbeitet werden können, dass sie den jüngs-

______________ 
676 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde vom Wirtschafts- und Sozialrat vorgelegt. 
677 Resolution 65/230, Anlage. 


	bd-3txt.pdf
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme 582
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion 586
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda 589
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung 591
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern 593
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 598
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie 609
	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen 612
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 620
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten 620
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 626
	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 633
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 638
	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika 639
	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats 645
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes 646
	68/146. Mädchen 647
	68/147. Rechte des Kindes 659
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat 677
	68/149. Die Rechte indigener Völker 678
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen 682
	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 693
	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 697
	68/154. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 698
	68/155. Internationale Menschenrechtspakte 700
	68/156. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 701
	68/157. Das Menschenrecht auf einwandfreies Trinkwasser und Sanitärversorgung 708
	68/158. Das Recht auf Entwicklung 712
	68/159. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 720
	68/160. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 725
	68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane 727
	68/162. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen 729
	68/163. Die Sicherheit von Journalisten und die Frage der Straflosigkeit 734
	68/164. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der Demokratisierung 737
	68/165. Das Recht auf Wahrheit 741
	68/166. Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen 745
	68/167. Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter 747
	68/168. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller Menschenrechte 749
	68/169. Bekämpfung von Intoleranz, negativer Stereotypisierung, Stigmatisierung, Diskriminierung, Aufstachelung zu Gewalt und Gewalt gegen Personen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung 754
	68/170. Religions- und Weltanschauungsfreiheit 758
	68/171. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 763
	68/172. Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören 768
	68/173. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr des Menschenrechtslernens 773
	68/174. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika 775
	68/175. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung 777
	68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität 782
	68/177. Das Recht auf Nahrung 785
	68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus 792
	68/179. Schutz von Migranten 799
	68/180. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene 807
	68/181. Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen: Schutz von Menschenrechtsverteidige...
	68/182. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien 820
	68/183. Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea 825
	68/184. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran 830
	68/185. Folgemaßnahmen zum Zwölften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und Vorbereitungen für den Dreizehnten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 835
	68/186. Stärkung der Maßnahmen der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zum Schutz von Kulturgut, insbesondere in Bezug auf den illegalen Handel damit 839
	68/187. Technische Hilfe zur Durchführung der internationalen Übereinkommen und Protokolle betreffend die Terrorismusbekämpfung 842
	68/188. Rechtsstaatlichkeit, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in der Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen über 2015 hinaus 845
	68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder 849
	68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen 852
	68/191. Vorgehen gegen die Tötung von Frauen und Mädchen aufgrund des Geschlechts 856
	68/192. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel 860
	68/193. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit 866
	68/194. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger 877
	68/195. Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Erträgen aus Korruption, Erleichterung der Wiedererlangung von Vermögenswerten und Rückgabe dieser Vermögenswerte an die rechtmäßigen Eigentümer, insbesondere an die Ursprung...
	68/196. Leitlinien der Vereinten Nationen für Alternative Entwicklung 888
	68/197. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems 896
	68/240. Menschenrechtsausschuss 908
	68/241. Menschenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Region 909
	68/242. Die Menschenrechtssituation in Myanmar 911
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie

	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung

	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen

	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo V...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland,...
	Enthaltungen: Arabische Republik Syrien, Armenien, Bahamas, Bahrain, Brasilien, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Grenada, Haiti, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Katar, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mexiko, Mongolei, Papua-Neuguine...

	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes

	68/146. Mädchen
	68/147. Rechte des Kindes
	I
	Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und der dazugehörigen Fakultativprotokolle
	II
	Förderung und Schutz der Rechte des Kindes und  Nichtdiskriminierung von Kindern
	Nichtdiskriminierung
	Registrierung, Familienbeziehungen, Adoption und alternative Formen der Betreuung
	Wirtschaftliches und soziales Wohlergehen von Kindern
	Beseitigung der Armut
	Recht auf Bildung
	Recht auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit
	Recht auf Nahrung
	Kinderarbeit
	Verhütung und Beseitigung der Gewalt gegen Kinder
	Förderung und Schutz der Rechte der Kinder, namentlich der Kinder in besonders schwierigen Situationen
	Kinder und Rechtspflege
	Kinder inhaftierter Eltern
	Verhütung und Abschaffung des Verkaufs von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornografie
	III
	Folgemaßnahmen
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat
	68/149. Die Rechte indigener Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Kanada, Kiribati, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dominica, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Liechte...
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler...
	Dagegen: Australien, Deutschland, Frankreich, Israel, Kanada, Marshallinseln, Nauru, Palau, Tschechische Republik, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kiribati, Kroatien, Lettland, Li...

	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...

	I
	Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung
	II
	Internationale Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung
	III
	Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
	IV
	Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umsetzung der Erklärung  und des Aktionsprogramms von Durban
	V
	Treuhandfonds für das Programm der Dekade zur Bekämpfung  von Rassismus und Rassendiskriminierung
	VI
	Sonderberichterstatter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
	VII
	Aktivitäten zur Weiterverfolgung und Umsetzung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Kenia, Kolumbien, Liberia, Mali, Mauretanien, Mexiko, Schweiz, Tonga.
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker

	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, B...
	Dagegen: Kanada, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Kamerun, Paraguay, Tonga, Vanuatu.

	68/154. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung
	68/155. Internationale Menschenrechtspakte
	68/156. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
	68/157. Das Menschenrecht auf einwandfreies Trinkwasser und Sanitärversorgung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi...
	Dagegen: Israel, Kanada, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Island, Japan, Kroatien, Lettland, Litauen, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Polen, Republik Ko...

	68/158. Das Recht auf Entwicklung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.

	68/159. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt
	68/160. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien,...
	Enthaltungen: Chile.
	68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.


	68/162. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen
	68/163. Die Sicherheit von Journalisten und die Frage der Straflosigkeit
	68/164. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der Demokratisierung

	68/165. Das Recht auf Wahrheit
	68/166. Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen
	68/167. Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staa...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Keine.

	68/168. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller Menschenrechte
	68/169. Bekämpfung von Intoleranz, negativer Stereotypisierung, Stigmatisierung, Diskriminierung, Aufstachelung zu Gewalt und Gewalt gegen Personen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung

	68/170. Religions- und Weltanschauungsfreiheit
	68/171. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte
	68/172. Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören

	68/173. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr des Menschenrechtslernens
	68/174. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Chile, Costa Rica, Mexiko, Palau, Peru, Samoa.

	68/175. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung
	68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität

	68/177. Das Recht auf Nahrung
	68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus
	68/179. Schutz von Migranten
	68/180. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene
	68/181. Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen: Schutz von Menschenrechtsverteidig...
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Andorra, Argentinien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Bahrain, Barbados, Belgien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoi...
	Dagegen: Arabische Republik Syrien, Belarus, Bolivien (Plurinationaler Staat), China, Demokratische Volksrepublik Korea, Ecuador, Iran (Islamische Republik), Kuba, Nicaragua, Russische Föderation, Simbabwe, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republ...
	Enthaltungen: Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Armenien, Äthiopien, Bangladesch, Bhutan, Brunei Darussalam, Cabo Verde, Demokratische Volksrepublik Laos, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ghana, Guyana, Indien, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Leso...


	68/182. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien
	68/183. Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea
	i) Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, unter anderem unmenschliche Haftbedingungen, öffentliche Hinrichtungen, außergerichtliche und willkürliche Haft, das Fehlen rechtsstaatlicher Verfahren und den Man...
	ii) die Existenz eines ausgedehnten Systems von Lagern für politische Gefangene, in denen eine große Zahl von Personen ihrer Freiheit beraubt und erbärmlichen Verhältnissen ausgesetzt werden und besorgniserregende Verletzungen der Menschenrechte began...
	iii) die Beschränkungen, die allen Menschen auferlegt werden, die sich innerhalb des Landes frei bewegen oder ins Ausland reisen wollen, einschließlich der Bestrafung derjenigen, die das Land ohne Genehmigung verlassen oder zu verlassen suchen, oder i...
	iv) die Lage von in die Demokratische Volksrepublik Korea ausgewiesenen oder zurückgeschickten Flüchtlingen und Asylsuchenden sowie Sanktionen gegen aus dem Ausland repatriierte Bürger der Demokratischen Volksrepublik Korea, die in der Folge mit Straf...
	v) die alle Bereiche durchdringenden, gravierenden Einschränkungen der Gedanken-, Gewissens-, Religions-, Weltanschauungs- und Meinungsfreiheit, des Rechts der freien Meinungsäußerung, der Freiheit, sich friedlich zu versammeln, der Vereinigungsfreihe...
	vi) die Verletzungen der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, die zu schwerer Mangelernährung, weit verbreiteten Gesundheitsproblemen und anderen Härten für die Bevölkerung der Demokratischen Volksrepublik Korea, insbesondere für Angehör...
	vii) die andauernden Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Frauen, insbesondere die Schaffung von Verhältnissen im Inneren, die Frauen dazu zwingen, das Land zu verlassen und sich der Gefahr auszusetzen, zu Opfern des Frauenhandels z...
	viii) die weiterhin eingehenden Berichte über Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Kindern, insbesondere über den für viele Kinder weiter fehlenden Zugang zu grundlegenden wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten, und nimm...
	ix) die weiterhin eingehenden Berichte über Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten von Menschen mit Behinderungen, insbesondere den Einsatz von Gemeinschaftslagern und Zwangsmaßnahmen, die sich gegen das Recht von Menschen mit Behinderung...
	x) die Verletzungen der Arbeitnehmerrechte, einschließlich des Rechts auf Vereinigungsfreiheit und der wirksamen Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen, des Streikrechts gemäß den in dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale un...
	Dafür: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Bahamas, Barbados, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bulgarien, Cabo Verde, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Repu...
	Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Arabische Republik Syrien, Armenien, Bangladesch, Belarus, Bolivien (Plurinationaler Staat), Brunei Darussalam, Burundi, China, Ecuador, Eritrea, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Kambodsch...
	Enthaltungen: Angola, Antigua und Barbuda, Äthiopien, Bahrain, Benin, Bhutan, Brasilien, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, El Salvador, Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Jam...


	68/184. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran
	68/185. Folgemaßnahmen zum Zwölften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und Vorbereitungen für den Dreizehnten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
	68/186. Stärkung der Maßnahmen der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zum Schutz von Kulturgut, insbesondere in Bezug auf den illegalen Handel damit
	68/187. Technische Hilfe zur Durchführung der internationalen Übereinkommen und Protokolle betreffend die Terrorismusbekämpfung
	68/188. Rechtsstaatlichkeit, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in der Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen über 2015 hinaus
	68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder

	68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen
	68/191. Vorgehen gegen die Tötung von Frauen und Mädchen aufgrund des Geschlechts
	68/192. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel
	68/193. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit
	68/194. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger
	68/195. Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Erträgen aus Korruption, Erleichterung der Wiedererlangung von Vermögenswerten und Rückgabe dieser Vermögenswerte an die rechtmäßigen Eigentümer, insbesondere an die Ursprung...

	68/196. Leitlinien der Vereinten Nationen für Alternative Entwicklung
	68/197. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems
	68/240. Menschenrechtsausschuss
	Dafür: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Cabo Ver...
	Dagegen: Arabische Republik Syrien.
	Enthaltungen: Äthiopien.
	68/241. Menschenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Region

	68/242. Die Menschenrechtssituation in Myanmar




